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nung der in § 246 Abs. 3 StPO geregelten Frist keine 
anderen Maßstäbe gelten als für die Frist nach § 218 StPO, 
wäre nach dieser Auffassung die Hauptverhandlung neu zu 
beginnen, wenn sie nicht am zehnten Tag nach einer Unter­
brechung fortgesetzt wird. Eine insoweit nicht zu berück­
sichtigende Unterbrechung bis zu drei Tagen wäre danach 
nur dann gegeben, wenn die Hauptverhandlung spätestens 
am dritten Tag weitergeführt wird. Wir halten diese Auf­
fassung für fehlerhaft, weil sie u: E. dem Charakter der 
Unterbrechungsfristen nicht entspricht.

Bei der Unterbrechung nach §§ 218 Abs. 3, 246 Abs. 3 
StPO handelt es sich um die gerichtliche Bestimmung eines 
Zeitraums, innerhalb dessen die Hauptverhandlung nicht 
fortgesetzt wird. Die dementsprechend festgesetzte Anzahl 
von Tagen, für die unterbrochen wird, ist mit diesem 
Zeitraum identisch. Diese Unterbrechungsfristen sind in 
ihrer Wirkung von solchen Fristen zu unterscheiden, die für 
die Vornahme bestimmter prozessualer Handlungen vorge­
sehen sind (z. B. Fristen zur Einlegung von Rechtsmitteln 
gemäß §§ 288 Abs. 1 und 2, 306 Abs. 1 StPO) und deren 
Einhaltung ein entsprechendes Tätigwerden innerhalb des 
entsprechenden Zeitraums erfordert.

Die Unterbrechung bedingt demgegenüber ihrer Natur 
nach ein Tätigwerden des Gerichts zur Fortsetzung der 
Hauptverhandlung n a c h  Fristablauf, und zwar am dar­
auffolgenden Tage. Bei einer Unterbrechung für zehn Tage 
ist die Hauptverhandlung also spätestens am elften Tag 
und bei einer Unterbrechung für drei Tage (z. B. zur Vor­

bereitung der Urteilsverkündung) am vierten Tag fortzu­
setzen.

Bei der Fristberechnung ist §78 Abs. 3 StPO zu beach­
ten, wonach eine ' Frist, deren Ende auf einen Sonntag, 
gesetzlichen Feiertag oder arbeitsfreien Sonnabend fällt, 
erst mit Ablauf des folgenden Werktages endet. Das im 
StPO-Lehrkommentar (Berlin 1968) in Anm. 2 zu § 218 
(S. 255) gewählte Beispiel einer für Freitag, Sonnabend und 
Sonntag unterbrochenen Hauptverhandlung ist deshalb er- 
gänzüngsbedürftig, weil die 3-Tage-Frist gemäß § 218 Abs. 3 
bzw. § 246 Abs. 3 StPO auch bei Fortsetzung der Haupt­
verhandlung am Dienstag (statt äm Montag) gewahrt blei­
ben würde. Wird z. B. die Hauptverhandlung zur Vorberei­
tung der Urteilsverkündung am Donnerstag unterbrochen, 
muß das Urteil spätestens am Dienstag der darauffolgenden 
Woche verkündet werden, während bei entsprechender Un­
terbrechung am Montag oder Dienstag die Urteilsverkün­
dung spätestens am Freitag stattfinden müßte.

Abschließend sei noch einmal darauf hingewiesen, daß 
eine Unterbrechung der Hauptverhandlung und die Fest­
legung der entsprechenden Dauer eine gerichtliche Ent­
scheidung darstellt, die in den konkreten Umständen des 
Verfahrensablaufs als unabdingbare Maßnahme begründet 
sein muß und mit hohem Verantwortungsbewußtsein zu 
treffen ist.

Dt. ULRICH UHLMANN und HEINZ KLEPZIG,
Richter am Bezirksgericht Leipzig

Fragen und Antworten

Unter welchen Voraussetzungen haftet ein Bürger als Kon­
toinhaber, wenn er durch nachlässigen Umgang mit Scheck­
vordrucken den Scheckbetrug durch einen anderen ermög­
licht und dadurch das sozialistische Eigentum mit schä­
digt?

Barauszahlungen auf Schecks im Freizügigkeitsverkehr 
nimmt die auszahlende Stelle auf Rechnung des kontofüh­
renden Geld- oder Kreditinstituts vor (Ziff. 6 Buchst, b der 
Bedingungen für den Scheckverkehr — Anlage zur AO über 
den Scheckverkehr vom 25. November 1975 [GBl. I S. 761]). 
Bei einem Scheckbetrug durch einen anderen (Straftäter) 
ist daher das kontoführende Institut und nicht der Konto­
inhaber unmittelbar geschädigt. Im Zusammenhang mit 
dem Buchungsverfahren wurde zwar zunächst das Konto 
belastet, aber das kontoführende Institut ist zu seiner Be­
richtigung verpflichtet, wenn festgestellt ist, daß der Ver­
fügungsberechtigte den Scheck nicht ausgestellt hat.

Für den dadurch dem sozialistischen Eigentum zugefüg­
ten Schaden kann das kontoführende Institut den Täter und 
daneben auch den Kontoinhaber haftbar machen. Nach 
Ziff. 10 der Scheckbedingungen sind für Schäden, die durch 
Verstöße gegen sie entstehen, auch die den Scheckverkehr 
nutzenden Bürger ersatzpflichtig. Der Kontoinhaber hat die 
Pflicht, Scheckvordrucke sorgfältig aufzubewahren und vor 
mißbräuchlicher Verwendung zu schützen (Ziff. 3 Abs. 4 
der Scheckbedingungen). Verstöße dagegen sind z. B. gege­
ben, wenn Scheckvordrucke verlorengehen, Garderobe, 
Hand- oder Aktentaschen mangelhaft beaufsichtigt oder 
in unverschlossen abgestellten Kraftfahrzeugen belassen 
werden. Ihre mißbräuchliche Verwendung durch Nicht­
berechtigte hat der Kontoinhaber gegen sich gelten zu las­
sen. Seine Ersatzpflicht besteht auch dann, wenn der Täter 
strafrechtlich nicht zur Verantwortung gezogen wird. Der 
Kontoinhaber haftet nach den Bestimmungen über die 
zivilrechtliche materielle Verantwortlichkeit (vgl. §§ 32 
Abs. 1, 93, 330, 333 ZGB).

Bei der Entscheidung über die Geltendmachung ihrer 
Schadenersatzforderung berücksichtigen die Sparkassen und 
Banken insbesondere die Art und Weise der Entstehung 
des Schadens, seine Höhe sowie die Anstrengungen, die der 
Kontoinhaber zur Abwendung oder Minderung des Scha­
dens unternommen hat (§ 10 Abs. 2 der Scheckbedingun­
gen). Dazu gehören insbesondere das Befolgen der Hin­
weise über die Sicherung von Scheckvordrucken wie bei­
spielsweise das vorherige Einträgen der Personalien auf 
der Scheckrückseite oder die Mitnahme von nur wenigen 
Vordrucken und nicht des ganzen Scheckhefts. Selbstver­
ständlich gehört dazu auch die unverzügliche Meldung über 
den Verlust von Schecks.

Für Schäden, die nach einer möglichen Schecksperre ent­
stehen, haftet der Kontoinhaber dagegen nicht. Ebenfalls 
entfällt seihe materielle Verantwortlichkeit, wenn die aus­
zahlende Stelle die Legitimation des Scheckvorlegers an­
hand seines Ausweises nicht ordnungsgemäß geprüft hat 
(vgl. Ziff. 6 Buchst, b letzter Satz der Scheckbedingungen; 
OG, Urteil vom 28. Juni 1972 - 2 Zz 4/72 - NJ 1972 S. 622).

Die Ersatzpflicht des Kontoinhabers wird nicht dadurch 
ausgeschlossen, daß auch der Täter wegen vorsätzlicher 
Schädigung des sozialistischen Eigentums zum Schaden­
ersatz verurteilt wurde. Der Kontoinhaber haftet wegen 
fahrlässiger Schadensverursachung neben dem Täter als 
Gesamtschuldner (§ 342 Abs. 1 Satz 1 ZGB). Im Verhältnis 
zwischen beiden hat der Täter dem Kontoinhaber die von 
diesem an das kontoführende Institut geleisteten Zahlun­
gen voll zu erstatten. Der Täter kann sich nicht auf Mit­
verursachung oder Mitverschulden berufen, denn insoweit 
gilt der Grundsatz, daß derjenige, der andere vorsätzlich 
schädigt, vollen Schadenersatz zu leisten hat. Die Differen­
zierungskriterien in § 342 Abs. 1 Satz 2 bzw. Abs. 2 ZGB 
sind ebenfalls nicht anwendbar.
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